
Aktenzeichen

2—.Q..B.Y.95551
I m N a m e n d e s Vvo l k e s

Verkündet

am 24„ Juni 1958
In Sachen

Oooooooaoooßoosooooo...llulcoooouuooooo

YI"\

niagers“und“nevlélonä■iagers9

g e g e n

c00ooaoooaooooooooccaontcuoß■oooo■oo900

Beklagten und Revisionsbcklagten‚
Bei-geladene:

000°0.000.°...l..'.0.‘0...°I.°.

hat der 100 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 240 Juni

1958

für Recht erkanntß

Das Urteil des Landessozialgefichts Berlin

vom Sc Juli 1957 wird aufgehoben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesenc

Von Rechts wegenn

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_.2 _

G r y n Q_9‚i.

Der Kläger begehrte mit Antrag vom 120 Juni 1951 Versorgung

für die Folgen seiner im ersten Weltkrieg erlittenen Verwun—

dungen und für die Folgen eines am lo April 1940 erlittenen

Unfalls9 der sich auf dem ■ege vom ”ehrmeldeamt zu seiner Ar-

beitsstätte ereignet hatte° Das Versorgungsamt III Berlin

lehnte seinen Antrag mit Bescheid vom 27° April 1954 ab? den
dagegen eingelegten Jiderspruch wies das Landesversorgungs—

amt Berlin mit dem Widerspruchsbescheid vom 20° August 1954

zurücko Die Klage9 mit welcher der Kläger nur noch Versor—
gung für die Folgen des Unfalls begehrte9 wurde vom Sozial—

gericht Berlin mit Urteil vom 270 Februar l956 abgewieseno

Im Verfahren auf die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung

lud äas Landessozialgericht Berlin mit Beschluß vom 20 April

1957 die Nordwestliehe Eisen— und Stahlberufsgenossenschaft

bei9 weil dann‚ wenn der Anspruch des Klägers gegen den Be—

klagten abgelehnt werdea sich eine Leistungspilicht der Bei—

geladenen ergeben könnte„ Mit Urteil vom 50 Juli 1957 wies

das Landessozialgericht die Berufung des Klägers zurück und

ließ die Revision gegen dieses Urteil zuo

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts hatte der

Kläger‚ der im zweiten Weltkrieg u„k„ gestellt war‚ am 310

März 1940 ein Schreiben mit der Aufforderung erhalten? am

l° April auf dem Kehrmeldeamt zu erscheinen„ Das_Landesso—

.zialgericht unterstellte, daß das Erscheinen des Klägers

zur Feststellung der Wehrtauglichkeit„ zur Eignungsprüfung

oder zur 5ehrüberwachuhg angeordnet war„ Der Kläger hatte'

sich am l„ April zunächst zu seiner Arbeitsstätte begeben?

da er aus einem Anschlag im Betrieb wußte, daß solche Fälle

vom Jehrmeldebüro des Betriebe mit dem Wehrmeläeamt geregelt

werden sollten„ Bei der Rücksprache im Betriebsbüro war ihm

dann eröffnet worden? daß er sich selber zum Wehrmcldesmt

zu begeben habe° Er war dann nach Hause gegangen, hatte

sich umgezogen und war nach der Besprechung im Wehrmelde—

amt wieder nach Hause gegangen‚ um seine Arbeitskleidung

anzuziehen° Nachdem er zu Hause auch noch gefrühstückt hat—
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te? war_er dann auf dem Wege zu seiner Arbeitsstätte an der
Straßenbahnhaltestelle von einem ‘ehrmachtsfahrzeug überfah—

ren und schwer verletzt werdeno

In der Urteilsbegründung führt das Landessczialgericht aus}

> daß der Heimweg des Klägers vom Wehrmeldeamt an sich versor—
gungsrechtlich durch 5 4 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)_

geschützt gewesen sei° Der Kläger habe sich aber nicht mehr

auf dem Heimweg befunden, nachdem er sein Wohnhaus erreicht

hatte„ Das Umkleiden für die Arbeit und der weitere Jeg zum
Betrieb habe überwiegend den Interessen des Betriebs gedient

und genieße daher den Schutz der gesetzlichen Unfallversiche—

rung° Der Kläger habe daher den Unfall nicht auf dem Heimweg

nach Beendigung des Dienstes (@ 4 BVG) erlitteno '

Gegen das am 1„ August 1957 zugestellte Urteil hat der Kläger

mit Schriftsatz vom l6c August 1957, eingegangen beim Bundes-

sozialgericht am 170 August 1957„ Revisi0n eingelegt und die—

se mit Schriftsatz vom 25° September 1957? eingegangen beim

Bundessozialgericht am 260 5eptember 19579 begründetg Er be-
antragt:

.
unter Aufhebung des Urteils des Landessczialge—

richte Berlin vom 5„ Juli 1957 die Sache zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes—
sozialgericht zurückzuverweiseno

Er ist der Ansicht‚ daß er auf den Anschlag im Betrieb hin

zunächst den Betrieb aufsuchen durfte° Sein Weg von der Ar—

beitsstätte zum Nehrmeldeamt und von dort zurück zur Arbeits—

stätte habe weder den Interessen des Betriebs noch eigenwirt—

schaftlichen Interessen gediento

Der Beklagte beantragt:
die Revision zurückzuweisenm'

Er hält die Ansicht des Landessozialgerichts für richtig? daß

der Teil des #eges des Klägers von der #0hnung zur Arbeitsstät—
te nicht mehr versorgungsrechtlich geschützt gewesen seit

Die Beigeladene9 die in der mündlichen Verhandlung nicht ver—
treten war; hat im Schriftsatz vom 5„ November 1957 erklärtg
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__ 4 ? .daß nach ihrer Auffassung der Weg des Klägers "nicht im Interes-

se des Betriebes lag", daß sie aber keine Anträge stellen wol—
leo

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt werden, sie

ist auch statthsft, da sie vom luandessozialgericht zugelassen

v werden ist (5 162 Abs 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesctzes —SGG)o
Die sonach zulässige Revision ist auch begründet,

Dem Landessozialgericht ist zunächst insoweit beizutreten, als

es die Ersge, ob der Jeg des Klägers zum Wehrmeldeamt und zu—
rück versorgungsrechtlieh geschützt ist, nicht nach 5 3 Absol

Buchst„a BVG, sondern nach 5 4 BVG beurteilt hat„ Nach @3
Abs„l Buchstoa BVG gilt das von einer Dienststelle der Wehr—

macht angeordnete Erscheinen zur Feststellung der Wehrtaug-

lichkeit, zur Eignungsprüfung oder Wehrüberwachung als mili—

tärähnlicher Dienst im Sinne des 5 l Absol BVG, Als “Erschei—

nen" kann zeitlich und örtlich nur der Aufenthalt auf der
Dienststelle der Wehrmacht angesehen werden, nicht aber der

Hin— und Rückweg, weil der Einberufene, der sich noch auf dem
Wege zur Dienststelle befindet, dort noch nicht erschienen

W ist, und dort nicht mehr erscheint, wenn er bereits den Rück—

weg angetreten hat, Zwar ist ein Erscheinen auf einer Dienst—

stelle der Wehrmacht nicht denkbar, ohne daß der Einberufene

wenigstens den Hinneg zur Dienststelle zurücklegto Das allein

aber ist kein Grund, das Zurücklegen des Weges als militärähn—

lichen Dienst anzusehen, zumal die Tatbestände des militäri—

schen und militärähnlichen Dienstes abschließend in den @@2

und 3 BVG aufgezählt sind (zu 5 3 BVG BSG„4 30 276 L”2897,

vglo zu 5 5 BVG BSG 2 30 29) und daher eine Ausdehnung grund—
sätzlich nicht erlauben° Aus den gleichen Ernäggungen ist es ab—

zulehnen, den Weg zum Erscheinen auf einer Dienststelle der
Wehrmacht gemäß 5 3 Abs°l Buchst° a BVG als militärähnlichen
Dienst im Sinne dieser Vorschrift anzusehen, weil der Einberu—

‚fene mit der Aufforderung zum Erscheinen in den Bereich der
‘militärischen Befehlsgewalt geraten sei und sich dieser nicht

mehr entziehen können Abgesehen davon ist diese Ansicht aber

auch deshalb abzulehnen, weil nicht zu erkennen ist, inwie-

weit ein Einberufener in den Bereich der militärischen Befehls—
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gewalt gekommen sein soll? von dem der zuständige militärische

Befehlshaber gar nicht weiß9 ob und wenn und wo der Einberu-

fene sich auf dem Weg zum Erscheinen auf der Dienststelle be—

findet° Nach dieser Ansicht müßte jeder Weg zum Antritt eines

militärischen oder militärähnlichen Dienstes schon selbst ein

solcher Dienst sein‚ weil regelmäßig der militärische oder mi—

litärähnliche Dienst auf Grund einer Einberufung oder Anord—

nung geleistet wird; © 4 BVG wäre denn überflüssig9 jeden—

falls soweit er den Weg ■t und vom militärischen oder mili:

tärähnlichen Dienst behandelt„ Das Gesetz läßt aber in 5 4

BVG unterschiedslos den Weg zum und vom militärischen oder mi—

'litärähnlichen Dienst als solchen Dienst gelten; daraus ;uß

geschlossen werden9 daß die gesetzliche Regelung in % 4 BVG
auch für den nach 5 3 Absol Buchst° & BVG geleisteten Dienst

gilt und nicht nur für den nach den sonstigen Vorschriften der

@@2 und 5 BVG geleisteten Diensto Die uneingeschränkte An-

führung der @@2„ 3 BVG im 5 4 BVG läßt auch die Folgerungl

nicht zu? daß der 5 4‚ der von einem "Einberufenen" spricht‚

nur Bedeutung für den @ 3 ibs„l Buchstob BVG habe, weil die—

so Vorschrift allein unter den übrigen Vorschriften über den
militärischen oder militärähnlichen Dienst eine "Einberufung"

erwähnt() Der Äeg zum und vom militärähnlichen Dienst gemäß
5 3 Abscl Buchst„a BVG ist daher nicht durch diese Vorschrift

selbst, sondern durch 5 4 BVG versorgungsrechtlich geschützt
und als militärähnlicher Dienst anzuseheno

Das Lendessozielgericht hat im vorliegenden Falle nicht ver—

kennt? daß nur die Anwendung des 5 4 BVG in Frage kommen kann;

es ist jedoch einen Rechtsirrtum insoweit unterlegen‚ als es

angenommen hat? der versorgungsrechtlich geschützte Weg ende
auf jeden Fall in der Wohnung des Einberufenen und daher sei
auch der versorgungsrechtlich geschützte Weg des Klägers auf

dem Rückweg vom Wehrmeldeamt mit dem Erreichen der Wohnung be—
endet gewesen° Das Landessozialgericht ist zunächst richtig
davonäusgegangen9 daß der % 4 BVG sinngemäß dem 5 543 der

Reichsversicherungsordnung (RVO) entspricht (Begründung zum
Entwurf eines Gesetzes über die Opfer des Krieges - BVG —9
Bundestagsdrucksache Nr„ 13339 10 Üahlperiode 1949 zu 5 4)„
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Es müssen daher auch die Grundsätzevaelche die Rechtsprechung

'und Rechtslehre zur Abgrenzung des gemäß @ 543 RVO versiche—
rungsrechtlich geschützten Jeges entwickelt hat? sinngemäß

für die Abgrenzung des gemäß 5 4 BVG versorgungsrechtlich ge-

schützten Weges gelten° Im 5 4 BVG ist ebenso wie in 5 543 RVG

der Anfang des Weges zum Dienst und das Ende des Jeges vom
Dienst nicht ausdrücklich bestimmte Dem Landessozialgcricht=q

.'das aus dem Gebrauch des Wortes "Heimweg" folgert9 der Rück—

weg ende notwendig in der Wohnung? kann nicht gefolgt werden°
Der allgemeine Sprachgebrauch des Wortes Heimweg deutet nicht

darauf hin? daß dieser äeg notwendig in der eigenen Wohnung

des Einberufenen enden muß° Eine derartige Begrenzung des
Endes des RückWeges vom Dienst ist außerdem deshalb nicht an—

zunehmen‚ weil das Gesetz (@ 4 BVG) auch den Ausgangspunkt

des Weges zum Dienst nicht festgelegt hat und weil mit einer

derartigen Abgrenzung durch 5 4 BVG diese Vorschrift sich

vom 5 545 RVO so sehr unterscheiden wurde? daß nicht mehr da-

von gesprochen werden könnte9 der 5 4 BVG entspreche "sinnge-

mäß der Vorschrift des 5 543 RVOhinsichtlich des Unfallschut—

zes für den ”eg von und zur Arbeitsstätte" (Amtliche Begrün—

dung a„aooo)„ Dem steht nicht entgegen9 daß in 5 4 Absol Satz.

2 BVG als Ende des 2Wegesvom Dienst das Eintreffen am zuge—
wiesenen Aufenthaltsort für den Fall bestimmt ist, daß der

Entlassene keine Wohnung im Bundesgebiet hate Wenn das Gesetz

als Ende des Weges vom Dienst die Wohnung hätte bestimmen wol—

len‚ dann hätte es dieses eindeutig zum Ausdruck gebracht° Da

dies aber nicht geschehen ist, so ist der Satz zwei des 5 4
Absql BVG nur als eine Sonderregelung für den Fall anzusehen?

daß der Entlassene keine Wohnung? in diesem Sinne keinen be;

stimmten Aufenthaltsort im Bundesgebiet hato Um in solchem
Fall die Zweifel zu beseitigen? an welchem Ort und an welcher
Stelle der *eg endet, ist der zugewiesene Aufenthaltsort als
Ende des Weges bestimmt werden° Der in 9 4 Absol Satz 1 BVG

als "Heimweg nach Beendigung des Dienstes" bezeichnete Weg

entspricht also dem in $ 543 RVG bezeichneten "Weg °°°°„von
der Arbeits— und Ausbildungsstätte"° Dabei ist nur das Ziel
für den Hinweg und gleichzeitig der Ausgangspunkt für den
Rückweg bezeichnet° Das ist für den Einberufenen der Gestel-
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lungs— oder Dienstorty wie es für den Unfallversicherten die

Arbeitsstätte ist„ Der zweite Grenzpunkt des Wegesy also der
Ausgangspunkt für den Heimweg und das Ziel für den Rückweg

ist gesetzlich nicht bestimmtg wenngleich dies in der Regel

der häusliche Wirkungskreis sein wird (Brackmann‚ Handbuch„

Bd„II‚29 AbSChnitt P II„ 29 a9 ee 3° 484 a)° Dies braucht

aber nicht der Fall zu sein„ Der versorgungsrechtlich geschützm

te ”eg braucht nicht in der Johhung
zu beginnen und braucht

auch dort nicht zu enden„ Erforderlich ist nur? daß er von

seinem Beginn‘bis zu seinem Ende im ursächlichen Zusammen—

hang mit dem militärischen oder militärähnliehen Dienst steht

und nicht solchen Zwecken dient? die dem persönlichen Lebens—

bereich zuzurechnen sind (vglo Jagner, der_Ärbeitsunfallp

30 Aufl„ 1955, 20 Teil II, 1 So 217 und die dort angeführten

Zitaten Dem persönlichen Lebensbereich ist im Hinblick auf

den “im Interesse des Dienstes" versorgungsrechilich geschütz—

ten Jeg auch ein solcher Weg zuzurechnen? welcher der Arbeits—

aufnahme oder der Erfüllung einer Arbeitspflicht in einem Be—

triebe dient° Ausschlaggebend für die Abgrenzung des Anfangs

und des Endes des versorgungsrechtlich geschützten Weges sind

demnach jeweils die Umstände, unter denen der Üeg zum Dienst

angetreten und unter denen der ”eg vom Dienst beendet werden

mußteo' ' ‘ '

Zu Unrecht beruft sich das Landessozialgericht für seine An—

sicht, daß der Rückweg vom Dienst stets in der Wohnung ende‚
auf die von ihm angeführten Urteile des Bundessozialgerichts

zu € 543 RVO„ In diesen hat der zweite Senat des Bundessozial—

gerichts vielmehr nur für ganz bestimmte Fälle entschieden‚

wenn ein Jeg zur Arbeitsstätte, der nicht die iohnung zum
Ausgangspunkt hat, nicht dem Versicherungsschutz unterliegt

(BSG„ 1 So 171), wie der häusliche Bereich bei einem ”eg zur
Arbeit abzugrenzen ist, bei dem die Wohnung Ausgangspunkt

des Jeges zur Arbeit ist (BSG° 2 8° 239)„ in welchem Falle
ein ■eg überwiegend den betrieblichen Interessen dient9 wenn

der Weg außerdem auch noch persönlichen Interessendient (BSG„

3 S„ 276), und wenn ein Umwegauf dem Weg von der Arbeit V

noch betrieblichen Interessen dient (Urteil vom 16„401957 —
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2 RU 196/55)° der daher im vorliegenden Fall den Umständen nach
erforderlich, daß der Kläger seinen Weg zum Wehrmeldeamt von sei—

ner Arbeitsstätte und nicht von seiner Lohnung aus antrat9 so

war sein Weg vom Verlassen der Arbeitsstätte an versorgungsrecht-

lich geschützt„ Daß er auf diesem Weg zunächst seine £ohnung auf—
suchte, um seine Arbeitskleidung gegen eine a.gcmessene Kleid1ng

auszuwechscln‚ lag durchaus im Interesse des Dienstes„ Er mrhte

also keinen Umweg, der seinem persönlichen Lébensbereich zuzu-
rechnen wäre° Insoweit hat offenbar das Landessozialgericht auch

keine Bedenken getragen, wenigstens den gesamten Weg.von der Ar—

beitsstätte bis zum ”ehrmeldeamt als versorgungsrechtlich ge—
schützten Weg zu betrachten° War aber darHinweg versorgungsrecht—

lieh geschützt, so war es grundsätzlich auch der Rückweg, den

der Kläger in der gleichen Heise vornehmt Der zweite Senat des

Bundeseozialgerichts hat in'der bereits erwähnten Entscheidung

(BSG„ 1 So 171 17737) den Grundsatz ausgesprochen, daß Wege für

‘betriebefremde oder betriebseigene Zwecke als eine "Einheit" be—

trachtet werden müssen„ Ist ein ■eg zu einem Ziel außerhalb

eines Betriebes versicherungsrechtlieh geschützt, so kann auch

der Rückweg diesen rechtlichen Charakter nicht ohne weiteres ver—

lieren° Der zweite Senat des Bundessozialgerichts hat es dä1er

auch in der ebenfalls erwähnten Entscheidung Ed° 3 So 240124l7—«he

sich allerdings auf 5 542 RVO bezieht - für unerheblich gehalten,
ob das Ziel des Rückweges die Arbeitsstätte oder die ■ohnung war°

Dieser Grundsatz von der Einheit des Jeges führt zu dem Ergeb—

nis, daß dann9 wenn der Jeg des Klägers vom Betrieb zum Üehrmel—

deamt durch das angeordnete Erscheinen auf den #ehrmeldeamt beding
und deshalb versorgungsrechtlich geschützt war9 auch der Rückweg‚

der ebenfalls den Betrieb als Ziel hatte9 diesen rechtlichen

Charakter nicht ohne weiteres verlieren konnten Das Aufsuchen

der ■chnung auf dem RüCKWeg‚ um die Arbeitskleidung wieder an—
.zulegen9

War nicht durch die Arbeit des Klägers im Betrieb er—

forderlich gewordene sondern durch sein Erscheinen auf den Wehr—

meldeamt9 denn dadurch war es notwendig geworden„ dass der Klä—

ger seine Arbeitskleidung hatte ablegen müssen0 Auch das Aufen—

chen der Wohnung auf dem Rückweg war demnach kein Umweg? der dem
persönlichen Lebensbereich des Klägers zuzurechnen.wäreo Die für
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‚—9—
die Arbeitsleistung im Betrieb erforderliche Vorbereitung hat—

te der Kläger bereits mit dem erstmaligen Anlegen der Arbeits—

kleidung vor dem Gang zur Arbeitsstätte beendet: Desgleiehen

hatte der Kläger mit seinem ersten Gang zur Arbeitsstätte auch

_das zur Arbeitsaufnahme Erforderliche getano Sowohl das noch—

malige Anlegen der Arbeitskleidung als auch der nochmalige Jeg-

von der Wohnung zum Betrieb nach dem beendeten Kleiderwéchsel

hatten daher ihre Ursache in dem für den Kläger vom Jehrmelde—

amt angeordneten Erscheinen auf dieser Dienststelle; 3er Teil

des Rückweges des Klägers von seiner Wohnung zur Arbeitsstätte?

auf dem sich der Unfall ereignete9 stand daher ebenfalls im Zu—

sammenhang mit seinem Erscheinen auf dem ”ehrmeldeamt und dien—

te nur zur Beseitigung eines Zustandes? der durch das Verlassen

des Betriebes entstanden war„ Die Ansicht des Iandessezialge—*

richte, daß dieser Teil des Weges allein versicherungsreehtlieh

‘und daher nicht versorgungsreehtlich geschützt gewesen sei9 weil

der Weg zum Betrieb ge■brt dabe, trifft nicht zuc Ein Jeg dient
nicht allein deshalb betrieblichen Interessen und steht soweit

«unter Versicherungsschutz gemäß 5 542 RVG? weil das Ziel des We—_

ges der Betrieb ist9 sonst müßte jeder Rückweg zur Arbeitsstät—

te versieherungsreehtlieh geschützt sein, leiehgültig aus wel—

chem Anlaß die Arbeitsstätte verlassen wurde° Trifft die An—

sicht des Landessozialgeriehts aus diesem Grunde nicht zug so
_kann dahingestellt bleiben„ ob ein versieherungsrechtlich zu ge—

währender Schutz die GeWährung des versorgungsreehtlichen Schut—

zes für einen Jeg notwendig in jedem Falle ausschließto Da im

vorliegenden Falle der Anlaß für den Zeg von der Wohnung zum Be—
trieb derselbe war wie für den gesamten Weg des Klägers? so war
der gemäß 9 4 BVG aus Anlaß des Dienstes versorgungsrechtlieh

geschützte Jeg des Klägers mit dem Erreichen seiner Wohnung noch
nicht beendet„ Der Kläger befand—sich vielmehr auch auf dem We—

ge von seiner Wohnung zum Betrieb noch im militärähnliehen Dienst

gemäß 5 4 BVG in Verbindung mit $ 3 Abs„ 1 Buchsto a und 5 l
Absel BVG„ Dem Kläger steht somit grundsätzlich für die Folgen
des Unfalls, der sich während der Ausübung des militärähnlichen

Dienstes ereignete, gemäß 5 l Absol BVG Versorgung zu„ Das Lan—
dessozialgerieht hat daher rechtsirrig den Anspruch des Klägers

".;.O"'
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abgelehnt°

In der Sache selbst konnte_der Senat noch nicht entschei—

den9 da Feststellungen des Landeseozialgerichts darüber

fehlen‚ welche Folgen des Unfalles und in welchem Umfange
solche beim Kläger noch bestehen„ Das angefochtene Urteil

mußte daher aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—
wiesen werden„

Das Lendeesozielgericht mird zu prüfen haben9 ob die von

ihm angedeutete beabsichtigte Verurteilung der Beigela—

denen gemäß 5 75 Abs° 5 SGG noch möglich ist? wenn eine
Verurteilung der Beklagten wegen der Versorgungsansprüche

des Klägers erfolgt‚ und ob eine Verurteilung der Beige—

ladenen in diesem Verfahren überhaupt möglich ist, wenn
über die Versicherungsansprüche des Klägers gegen die Bei—

geladenen in einem anderen Verfahren bereits rechtskräftig

entschieden werden sein sollteo

Die Kostenentscheidung muß dem Schlußurteil vorbehälten

bleibeno
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